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Inhalt: Geſetz, betreffend die Erweiterung der Stadtgemeinde und des Stadtkreiſes Kiel, S. 59. — Geſetz 
zur Abänderung der §8. 26 bis 30 des Geſetzes, betreffend die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte 


4 3. Juli 1875 Zu 
und das Verwaltungsſtreitverfahren, vom 2 mr 1880 / S. 60. — Verordnung, betreffend die Ein- 


führung des Geſetzes vom 20. Mai 1887 in Helgoland, S. 61. — Bekanntmachung der nach dem 
Geſetz vom 10. April 1872 durch die Regierungs- Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Ur- 
kunden ꝛc., S. 62. 


(Nr. 9599.) Geſetz, betreffend die Erweiterung der Stadtgemeinde und des Stadtkreiſes Kiel. 
Vom 26. März 1893. 


Wir Wilhelm „von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 

Einziger Paragraph. 

Die Landgemeinde Wik im Landkreiſe Kiel wird vom 1. April 1893 ab 
mit der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe Kiel vereinigt. Der die Bezeichnung 
Kopperpahl führende Theil des Gemeindebezirkes Wik mit einem Flächeninhalte 
von rund 20 Hektaren bleibt von der Vereinigung ausgeſchloſſen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, Schloß, den 26. März 1893. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Gr. v. Caprivi. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. Thielen. Boſſe. 
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Ausgegeben zu Berlin den 29. März 1893. 


Ba 


(Nr. 9600.) Geſetz zur Abänderung der SS. 26 bis 30 des Geſetzes, betreffend die Ver⸗ 
faffung der Verwaltungsgerichte und das Verwaltungsſtreitverfahren, vom 


3. Juli 1875 ER 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den geſammten 
Umfang der Monarchie, was folgt: 


Artikel 1. 


Der zur Entſcheidung über Beſchwerden in Staatsſteuerſachen berufene 
Senat des Oberverwaltungsgerichts (Steuerſenat) kann auf Beſchluß des Staats⸗ 
miniſteriums in Kammern eingetheilt werden. 

Die Bezeichnung der Mitglieder der Kammern und ihrer Vertreter, die 
Vertheilung der Geſchäfte unter die Kammern und die Ordnung des Geſchäfts— 
ganges bei . erfolgen gemäß F. 26 Abſatz 2 und 3 und H. 30 des Geſetzes 

3. Juli 1875 
vom 2 Auguſt 1880“ 


Artikel 2. 
Zur Faſſung gültiger Beſchlüſſe der Kammern iſt die Theilnahme von 
wenigſtens drei Mitgliedern erforderlich. 
Den Vorſitz führt der Senatspräſident in derjenigen Kammer, welcher er 
ſich anſchließt, in den anderen Kammern der dem Dienſtalter nach, bei gleichem 
Dienſtalter der der Geburt nach älteſte Rath. 


Artikel 3. 

Beſchwerden, bei welchen es ſich um Rechtsfragen von grundſätzlicher Be⸗ 
deutung handelt, können von dem Senatspräſidenten der Entſcheidung des Steuer⸗ 
ſenats vorbehalten oder von der zuſtändigen Kammer dieſem Senate zur Ent- 
ſcheidung überwieſen werden. 


Artikel 4. 
Will eine Kammer in einer Rechtsfrage von einer früheren Entſcheidung 
einer anderen Kammer oder eines Senats oder des Plenums abweichen, ſo hat 
ſie die Entſcheidung der Sache dem Steuerſenate zu überweiſen. 


Artikel 5. 
Werden mehrere Steuerſenate gebildet, ſo finden die Vorſchriften der 
Artikel 1 bis 4 auf einen jeden derſelben gleichmäßig Anwendung. 
Will ein Steuerſenat von der Entſcheidung eines anderen Steuerſenats 
oder einer Kammer eines ſolchen oder der vereinigten Steuerſenate abweichen, ſo 
bedarf es der Entſcheidung der vereinigten Steuerſenate. 


* 


Artikel 6. 


In den Fällen des Artikels 4 und des Artikels 5 Abſatz 2 entſcheiden der 
Steuerſenat oder die vereinigten Steuerſenate in der Sache ſelbſt. 

Zur Faſſung dieſer Entſcheidungen iſt, wenn der Steuerſenat aus mehr 
als ſieben Mitgliedern beſteht, oder wenn die vereinigten Steuerſenate zu beſchließen 
haben, die Theilnahme von wenigſtens zwei Dritteln aller Mitglieder erforderlich. 


Artikel 7. 


Im Uebrigen finden die Beſtimmungen des $. 28 des gedachten Geſetzes 
ſowie des F. 29 des letzteren in der Faſſung vom 27. Mai 1888 GGeſetz-Samml. 
S. 226) mit der Maßgabe Anwendung, daß die Entſcheidungen ſowohl der Kammern 
als auch der vereinigten Steuerſenate als Senatsentſcheidungen im Sinne dieſes 
Geſetzes gelten. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedruckten 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, Schloß, den 26. März 1893. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Gr. v. Caprivi. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. Thielen. Boſſe. 


(Nr. 9601.) Verordnung, betreffend die Einführung des Geſetzes vom 20. Mai 1887 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 189) in Helgoland. Vom 20. März 1893. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund des $. 11 des Geſetzes, betreffend die Vereinigung der Inſel 
Helgoland mit der Preußiſchen Monarchie, vom 18. Februar 1891 Geſetz— 
Samml. S. 11), was folgt: 


Einziger Artikel. 
Das Geſetz vom 20. Mai 1887 Geſetz-Samml. S. 189), 


betreffend die Abgrenzung und Organiſation der Berufsgenoſſenſchaften 
auf Grund des $. 110 des Reichsgeſetzes über die Unfall- und Kranken⸗ 


(Nr. 9600 — 9601.) 


verficherung der in land- und forſtwirthſchaftlichen Betrieben beſchäftigten 
Perſonen, vom 5. Mai 1886 (Reichs-Geſetzbl. S. 132), 
tritt mit dem 1. April 1893 für Helgoland in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, Schloß, den 20. März 1893. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Gr. v. Caprivi. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. Thielen. Boſſe. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

J) das am 20. Januar 1893 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage- 
genoſſenſchaft zu Neumarkt durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Breslau Nr. 10 S. 87, ausgegeben am 10. März 1893, 
der Allerhöchſte Erlaß vom 30. Januar 1893 „betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Berlin bezüglich der zur 
völligen Freilegung der Artillerieſtraße und zur Freilegung der Schweden- 
ſtraße auf der Strecke von der Kolonieſtraße bis zur Weichbildgrenze 
mit Reinickendorf erforderlichen Grundſtücksflächen, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 9 S. 77 j 
ausgegeben am 3. März 1893; 
das am 30. Januar 1893 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent- 
wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Kochczütz im Kreiſe Lublinitz durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 7 S. 50, ausgegeben am 
17. Februar 1893, 
das Allerhöchſte Privilegium vom 6. Februar 1893 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Stadtanleiheſcheine der Stadt Hanau im 
Betrage von 1 500 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Re⸗ 
gierung zu Caſſel Nr. 11 S. 105, ausgegeben am 15. März 1893. 
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